
541. Februar 2009

WirtschaftAktuell

Von Jean François Tanda

Zürich Gegen den Willen des 
Rotary Clubs kann im Kanton 
Zürich niemand Handelsrichter 
werden. Zwar wählt gemäss Ge-
setz das Kantonsparlament die 
Richter. Doch die Auswahl ist ein-
geschränkt. Nur wer auf der 
Wahlliste steht, kommt für das 
Amt infrage. Diese Liste erstellt 
die Kommission für das Handels-
wesen. Dort sind fünf von neun 
Mitgliedern Rotarier, darunter 
Regierungsrätin Rita Fuhrer. Sie 
präsidiert nicht nur die Kommis-
sion, sondern auch den Rotary 
Club Zürich. 

Fuhrers Sprecher Gregor Lüthy 
bestätigt: Die Suche nach Han-
delsrichtern obliegt in der Praxis 
der Handelskammer. Dort an der 
Spitze sind fünf von acht Mitglie-
dern Rotarier, darunter Präsident 
Peter Quadri und Vizepräsiden-
tin Karin Lenzlinger. Auch Direk-
tor Lukas Briner ist Rotarier – 
und Mitglied in Fuhrers Kommis-
sion für das Handelswesen. 

Die Mitgliederliste des Rotary 
Clubs ist nicht öffentlich. Auf die 
Rotary-Verflechtungen gestossen 

ist der promovierte Rechtswissen-
schafter Daniel Schwander im 
Zuge seiner Recherchen für ein 
Buch über das Zürcher Handels-
gericht*. Seine Erkenntnis: Das 
Handelsgericht verletze die ver-
fassungsrechtliche Garantie auf 
ein unabhängiges und unpartei-
isches Gericht.

Grossbanken haben einen 
Stammplatz am Handelsgericht 

Zweifel hat Schwander nicht nur 
wegen des Auswahlverfahrens. 
Kritik übt er auch an der Her-
kunft der Handelsrichter, die alle 
nebenberuflich amten.

Unternehmen wie UBS, Swiss 
Life, Zürich-Versicherungen, ZKB, 
Axa-Winterthur hätten regel-
rechte «Stammplätze» am Gericht. 
Regelmässig gebe es betriebs-, ver-
einzelt gar familieninterne Nach-
folgen. In der Kammer für Erfin-
dungspatente stammen zwei von 
fünf Handelsrichtern aus dem 
gleichen Patentanwaltsbüro. Ein 
dritter arbeitet in einer Anwalts-
kanzlei, die seit 1970 ununter
brochen Handelsrichter stellt. Der 
Enkel des Kanzleigründers ist seit 
55 Jahren Rotary-Mitglied.

Auch ZKB, UBS und CS besetzen 
seit Jahrzehnten fast ununter
brochen jeweils einen Sitz in der 
Banken- und Versicherungskam-
mer. Gleiches gilt für mehrere Ver-
sicherungsgesellschaften. Selbst 
deren Lobby-Organisation, der 
Versicherungsverband, stellt einen 
Richter.

Das ist ein grosser Nachteil für 
Konsumenten. Zwar ist das Han-
delsgericht vor allem für Streitig-
keiten zwischen Unternehmen 
gedacht bei Streitsummen ab 
30 000 Franken. Aber zahlreiche 
allgemeine Geschäftsbedingungen 

von Banken oder Versicherungen 
bestimmen das Handelsgericht 
ebenfalls als einzig zuständige 
Instanz für Klagen. Das bedeutet 
etwa, dass ein Kunde seine Bank 
vor Handelsgericht einklagen 
muss – und dort auf Richter stösst, 
die bei Banken arbeiten. Auch die 
Credit Suisse wollte den Sprecher 
der Lehman-Opfer vor Handels-
gericht einklagen.

Für SP-Kantonsrätin Julia Ger-
ber ist das unhaltbar: «Es herrscht 
eine Interessenverflechtung, die 
dem Rechtsstaat schadet.» Der 
Zürcher SVP-Nationalrat Alfred 
Heer nimmts gelassen: «Es gibt ja 
Rekursmöglichkeiten.»

Beim Bundesgericht zählte 
Schwander zwischen 2000 und 
2007 elf gutgeheissene Beru-
fungen gegen Entscheide des 
Handelsgerichts, in welchen eine 
der Parteien aus der gleichen 
Branche stammte wie die Han-
delsrichter. In neun der elf Fälle 
hatte die Partei, die den Richtern 
nahestand, in Zürich gewonnen, 
aber vor Bundesgericht verloren.

* Daniel Schwander: Das Zürcher 
Handelsgericht, WVB-Verlag
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Die Vereinigung bestimmt in Zürich 
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Kabinenpersonal und Swiss einigen 
sich auf neuen Gesamtarbeitsvertrag 
Zürich Die Fluggesellschaft Swiss und die Gewerk-
schaft Kapers haben sich nach langen und inten-
siven Verhandlungen auf einen neuen GAV geeinigt. 
Über den Vertragsinhalt wollen die beiden Sozial-
partner in den nächsten Tagen informieren.

Die Fluggesellschaft Lufthansa will die 
Krise ohne staatliche Hilfe durchstehen 
Hamburg «Wir brauchen keine Hilfe», sagte Konzern- 
chef Wolfgang Mayrhuber dem Nachrichtenmagazin 
«Der Spiegel». Das gelte auch für die anderen 
europäischen Fluggesellschaften. Mayrhuber 
warnte vor einer Wettbewerbsverzerrung. Es gebe 
Hinweise darauf, dass die USA maroden Airlines 
helfen möchten. «Ich hielte das für einen Fehler, 
denn Protektionismus und Subventionen produzie-
ren nur neue Probleme», so der Konzernchef.  

Obama will mit einer neuen Initiative 
Eigenheimbesitzern helfen 
Washington US-Präsident Barack Obama kündigte 
in seiner wöchentlichen Radioansprache an, 
Hauseigentümer unterstützen zu wollen, denen die 
Rückzahlung ihrer Hypotheken Probleme bereitet. 
«Wir werden dabei helfen, die Kosten für Hypotheken 
zu senken und kleinen Unternehmen weitere 
Kredite zu gewähren», sagte der Präsident.

Autoindustrie sieht wachsende 
Bereitschaft zum Neuwagenkauf 
Frankfurt Die deutsche Automobilindustrie erwartet 
dank Abwrackprämie und der Entscheidung für eine 
CO2-basierte Kraftfahrzeugsteuer eine Belebung 
des Geschäfts. Die Kunden hätten nun Planungs
sicherheit. Es zeichne sich ab, dass das Geschäft in 
der zweiten Monatshälfte angezogen habe. 

ZÜRICH Der mit Spannung erwar-
tete Entscheid der Finanzmarkt-
aufsicht (Finma) zum umstrittenen 
Umgang der UBS mit US-Kunden 
ist bereits Ende Dezember gefallen, 
ohne dass dies publik gemacht 
wurde. Auf Anfrage bestätigte die 
UBS, sie habe die Verfügung der 
damaligen Eidgenössischen Ban-
kenkommission (EBK) akzeptiert. 
Zum Inhalt des Entscheides 
wollte die Grossbank keine Stel-
lung nehmen. Darüber zu infor-
mieren, sei Sache der Finma. 

Anlässlich eines Hintergrund-
gesprächs Anfang Woche in 
Zürich wurde Finma-Präsident 
Eugen Haltiner nach dem Stand 
des brisanten Verfahrens gefragt. 
Nachdem der frühere UBS-Ban-

ker Bradley Birkenfeld im Rah-
men eines US-Strafverfahrens die 
Grossbank massiv belastet hatte, 
amerikanischen Privatkunden bei 
der Umgehung der Steuern aktiv 
geholfen zu haben, eröffnete die 
EBK eine Untersuchung. Zur 
Überraschung und zum Entsetzen 
der anwesenden Finma-Kommu-
nikationsleute bestätigte Haltiner 
am Dienstag deren Abschluss. 

Die Geheimniskrämerei zeigt, 
wie nervös die Finma ist

Auf Anfrage spricht Kommunika-
tionschef Alain Bichsel von einem 
«Missverständnis». Er habe so ir-
ritiert und heftig reagiert, weil er 
verstanden habe, dass Haltiner 
von der Publikation des Ent-

scheides gesprochen habe. «Wir 
kommunizieren aber erst, wenn 
wir so weit sind», sagt Bichsel 
nun. Zuvor hatte es noch geheis-
sen, die UBS-Verfügung werde 
gar nicht publik gemacht. 

Die Geheimniskrämerei zeigt, 
wie nervös die Finma derzeit 
agiert und wie delikat die Ver-
handlungen mit den USA sind. 
Seit Wochen ringen UBS und die 
Schweizer Behörden um eine Lö-
sung. Es wird mit einer Milliarden-
busse für die Bank gerechnet. 
Umstritten ist, wie viele Kunden-
daten offengelegt werden müssen 
und wie sehr dadurch das Bank-
geheimnis infrage gestellt wird. 

Daher überrascht es nicht, dass 
die EBK im Dezember den Ab-

schluss des Verfahrens nicht pu-
blik machte. Spätestens als die 
UBS auf einen Rekurs gegen die 
Verfügung verzichtete, hätte aber 
– angesichts der Brisanz des Falles 
– informiert werden müssen. Eu-
gen Haltiner kündigte im An-
schluss an das Pressegespräch an, 
den ursprünglichen Entscheid zur 
Nichtpublikation «nochmals zu 
überdenken». 

Die UBS nimmt keine Stellung 
zur Frage, ob die Finma aus Rück-
sicht auf die Verhandlungen mit 
den USA versuchte, den Entscheid 
unter dem Deckel zu halten. Denk-
bar ist, dass die Finma zeitgleich 
mit der UBS am 10. Februar infor-
miert, wenn das ganze Verfahren 
abgeschlossen ist.� H. Bürgin

US-Kunden: Finma entschied im Dezember
Warum wurde und wird die Verfügung zum Steuerproblem der UBS nicht veröffentlicht?

Präsidiert Rotary Club und Kommission, die Handelsrichter auswählt: Volkswirtschaftsdirektorin Rita Fuhrer	�  foto: Steffen Schmid/Keystone

«Selbstloses Dienen»

«Selbstloses Dienen» ist der 
Wahlspruch der weltweit 1,2 Mil-
lionen Rotarier. In der Schweiz 
gibt es 206 Rotary Clubs mit 
11 421 Mitgliedern, darunter 669 
Frauen. Laut US Supreme Court 
ist es klar, dass «Rotarier sowie 
deren Unternehmen und Arbeit-
geber in den Genuss geschäft-
licher Vorteile kommen und 
daraus Kapital schlagen».


